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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 11/137 — 


Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
den Prozentsatz der Ausgleichsabgabe nach dem Dritten Verstromungsgesetz 
für das Jahr 1987 


A. Problem 

Erhöhung der Ausgleichsabgabe 1987 nach dem Dritten Verstro- 
mungsgesetz von 4,5 V. H. auf 7,5 v. H. zur Deckung der Rechts- 
ansprüche und zur Konsolidierung des Ausgleichsfonds zur Siche- 
rung des Steinkohleneinsatzes. 


B. Lösung 

Zustimmung des Deutschen Bundestages zu der einschlägigen 
Rechts Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Es wird ein Anstieg der Strompreise um knapp 3 v. H. erwartet. 
Soweit Elektrizitätsversprgungsunternehmen Zuschüsse aus dem 
Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes erhalten, 
wirken sich diese kosten- und damit strompreisdämpfend aus. 

Die Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau sind gering. 
Bund, Länder und Gemeinden werden nur als Stromverbraucher 
belastet. 


Einstimmigkeit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschüeßen, 

der Verordnung — Drucksache 11/137 — zuzustimmen. 

Bonn, den 6. Mai 1987 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Gerstein 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Gerstein 

I. 

Die Verordnung der Bundesregierung — Zustim- 
mungsbedürftige Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung über den Prozentsatz der Ausgleichsabgabe 
nach dem Dritten Verstromungsgesetz für das Jahr 
1987 — Drucksache 11/137 — wurde entsprechend 
der Unterrichtung über gemäß § 80 Abs. 3, §§ 92, 93 
und 114 der Geschäftsordnung an die Ausschüsse 
überwiesene Vorlagen (Drucksache 11/138) vom 
3. April 1987 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Wirtschaft und ~ berichtigt — zur Mit- 
beratung an den Haushalts ausschuß überwiesen. 

II. 

Der Prozentsatz der Ausgleichsabgabe nach dem Drit- 
ten Verstromungsgesetz ist durch den Bundesminister 
für Wirtschaft jeweils für ein Kalenderjahr im voraus 
durch Rechtsverordnung festzusetzen. Ändern sich im 
Laufe des Jahres die Maßstäbe, die für den Mittelbe- 
darf des Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkoh- 
leeinsatzes maßgeblich sind, kann der Prozentsatz für 
die auf die Verkündung der Rechtsverordnung fol- 
genden Monate den geänderten Verhältnissen ange- 
paßt werden. Für eine Erhöhung über 4,5 v. H. ist 
nach § 8 Abs. 7 des Dritten Verstromungsgesetzes die 
Zustimmung des Deutschen Bundestages erforder- 
hch. 

Nach den Berechnungen des Bundesministeriums für' 
Wirtschaft in der Begründung zur Verordnung wer- 
den im Jahre 1987 zur Finanzierung der aufgrund des* 
Gesetzes bestehenden Rechtsansprüche voraussicht- 
hch 5,5 Mrd. DM erforderlich sein. Aus der seit; 
1. Januar 1987 geltenden Ausgleichsabgabe in Höhe: 
von 4,5 V. H. sind im Jahr 1987 Einnahmen von 
2,7 Mrd. DM zu erwarten, so daß noch 2,8 Mrd. DM 
aufgebracht werden müssen. Dies würde es erfordern, 
die Ausgleichsabgabe auf rund 12 v. H. im Bundes- 
durchschnitt anzuheben. Ein Abgabesatz in dieser 
Höhe würde nach Auffassung der Bundesregierung 
die Verbraucher in unvertretbarem Maße belasten. 

Die Bundesregierung schlägt daher eine Erhöhung 
der Abgabe auf einen im Bimdesdurchschnitt gültigen 
Abgabesatz von 7,5 v. H. und eine Änderung des Drit- 
ten Verstromungsgesetzes vor, wonach dem Fonds für 
vier Jahre ein noch 1987 wirksamer zusätzhcher Kre- 
ditrahmen von 1,5 Mrd. DM zur Verfügung gestellt 
wird. 

Ein Abwarten mit der Entscheidung über die Zustim- 
mung zur vorgelegten Re chtsver Ordnung bis zur 


Beschlußfassung über einen entsprechenden Gesetz- 
entwurf hätte zur Folge, daß der Prozentsatz der Aus- 
gleichsabgabe noch mehr erhöht werden müßte, da 
die Erhöhung nach dem Dritten Verstromungsgesetz 
erst ab dem Monat erhoben werden kann, der dem der 
Verkündung der Rechtsverordnung folgt. 

IIL 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat in seiner 
Sitzung am 6. Mai 1987 der Verordnung in Druck- 
sache 11/137 einvernehmlich zugestimmt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Verordnung in 
seiner Sitzung am 6. Mai 1987 beraten. 

Alle Fraktionen im Ausschuß für Wirtschaft unter- 
stützten die Erhöhung der Ausgleichsabgabe auf bun- 
desdurchschnittlich 7,5 v. H. ab 1. Juni 1987. Sie leg- 
ten überwiegend ausdrücklich Wert auf die Feststel- 
lung, daß auch neue Verhandlungen der Berech- 
nungsmethoden und -grundlagen für die Zeit ab 1988 
das Ziel einbeziehen müssen, die für die Zeit bis 1995 
nachdem „Jahrhundertvertrag" vorgesehene Abnah- 
memenge zu gewährleisten. Darüber hinaus müßten 
schon jetzt die Überlegungen mit den Betroffenen 
beginnen, um Klarheit über Investitionsentscheidun- 
gen für die Zeit nach 1995 zu schaffen. Es wurde Ver- 
ständnis für die Äußerungen der revierfernen Länder 
geäußert. Es wurde aber auch darauf hingewiesen, 
daß die bestehenden Verträge eingehalten werden 
müßten und daß der ursprünghche Konsens über 
einen Zusammenhang zwischen der friedhchen Nut- 
zung der Kernenergie und der Nutzung der deutschen 
Steinkohle die neuen Berechnungsmethoden und die 
Anschlußregelung erleichtern könnte. 

Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP legten 
Wert auf die Feststellung, daß die Zustimmung zur 
vor gelegten Verordnung nur in Zusammenhang mit 
dem noch einzubringenden Gesetzentwurf gesehen 
werden könne, der das Ziel habe, den Kreditrahmen 
des Fonds im Rahmen einer Änderung des Dritten 
Verstromungsgesetzes für vier Jahre um zusätzlich 
1,5 Mrd. DM zu erweitern. Dieser Kreditrahmen 
müsse noch im Jahr 1987 wirksam werden. 

Der Ausschuß legte dar, daß durch diese Krediterhö- 
hung keineswegs beabsichtigt sei, die bestehenden 
Rechtsansprüche der Energieversorgungsunterneh- 
men zu tangieren. Sie würden in voller Höhe erfüllt 
werden. 

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig, der Verordnung 
zuzustimmen. 


Bonn, den 6. Mai 1987 


Gerstein 

Berichterstatter 
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